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I. Einleitung

Die Frage, ob Spanien sich in der Vergangenheit (und auch heute) immer schon mehr als Einzelkämpfer, als Teil Europas oder als Part Lateinamerikas betrachtete, läßt sich auf den ersten Blick nicht so leicht beantworten. 

Wenn wir in der Geschichte zurückgehen, an die Jahre der Kolonialzeit denken, sehen wir Spanien als eines der wichtigsten und stärksten Länder der Welt. Begriffe wie Christoph Kolumbus und die spanische Armada schießen uns durch den Kopf, aber auch Bilder von grausamen Seeräubereien und der menschenverachtenden „Christianisierung“ der eingeborenen Indianer, deren Kultur vollkommen zerstört wurde. Aber dann sehen wir auch das heutige Spanien, immer etwas hinter dem europäischen Standard liegend, sicherlich kein Entwicklungsland, aber von dem Glanz alter Zeiten ist heute so gar nichts mehr zu bemerken. 

In dieser Hausarbeit bleibt weder die Zeit noch der Platz, sich mit dem Aufstreben und dem Niedergang Spaniens auseinander zu setzen, trotz allem soll ein kurzer historischer Überblick gegeben werden, ohne den man Spaniens Mentalität fast kaum verstehen kann.  Anschließend wird die Autorin auf die Zeit von nach dem Zweiten Weltkrieg bis 1986, dem EG-Beitritt Spaniens näher eingehen, da in dieser Zeit die Länder der Welt, besonders natürlich auch die europäischen Länder Zusammenschlüsse aufbauten, zu denen Spanien sich entweder bekennen oder von denen es sich abwenden mußte. 

II. Der europäische Kontext

Damit dem Leser deutlich wird, warum gerade die Franco-Zeit wichtig ist, werden hier noch einmal sehr verkürzt die wichtigsten Grunddaten der EG angezeigt

1949 Gründung der Europarates in Straßburg

1951 Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)

1958 Inkrafttreten der „Römischen Verträge“ zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM)

1962 (9.Feb.) Bahamonde, der spanischer Außenminister, schreibt an den Präsidenten der EWG und bittet um die Aufnahme von Verhandlungen über eine eventuelle Assoziation 

1965 (21 Juli) Ullastres wird zum Botschafter bei der EWG bestimmt

1967 Schaffung der Euopäischen Gemeinschaft (EG) durch Zusammenlegung der Organe der drei Teilgemeinschaften

1970 Spanien schließt mit EG ein präferenzielles Handelsabkommen (Luxemburger Abkommen)

1972 Erweiterung der EG um GB, Irland und Dänemark

1975 weitere Beitrittsverhandlungen mit Spanien werden aufgrund der Exekutionen von ETA-Mitgliedern auf Eis gelegt

1977 Spanien bittet offiziell um einen Beitritt zur EG

1981/86 Zweite EG-Erweiterungsrunde um Griechenland, Spanien und Portugal

III. Von dem Verlust der Kolonien zur Herrschaft Francos

1. Historischer Überblick

Am 12. Oktober 1492 wurde Amerika von Christoph Kolumbus unter der Obhut der Katholische Könige Ferdinand und Isabella entdeckt. Mit diesem Datum entstand die Prosperität Spaniens, es wuchs zur Hegemonialmacht, mußte diese Stellung jedoch immer hart verteidigen: Die Engländer, die Portugiesen, die Franzosen und auch die Holländer forderten ebenfalls ihren Anteil an dem neu entdeckten Kontinent, den neuen wirtschaftlichen Möglichkeiten und dem Ruhm. Außerdem loderten zwischen Spanien und Frankreich Rivalitäten um Ländereien und Macht. Unter Karl I., dem deutschen Kaiser Karl V., kam es zu vielen Kämpfen, die sich bis in die Zeit Napoleons ständig wiederholten. Das Verhältnis zu Frankreich ist deswegen selbst heute noch problematisch.

Zwischen 1816 und 1825 erlangten alle spanische Kolonien (außer Kuba, Puerto Rico und den Philippinen) ihre Unabhängigkeit. 1898 fand der amerikanisch-spanische Krieg statt, in dem Spanien seine letzten drei Kolonien im Frieden von Paris an die Vereinigten Staaten veror. Da die Spanier diesen Machtverlust nicht verwinden konnten, versuchte Alfonso XIII von 1902 bis 1931, in Marokko Ersatz für die überseeischen Verluste zu finden.

2. Die Anfänge

In den letzten Jahrhunderten sah Spanien nie einen Grund, sich mit Europa auseinanderzusetzen. Es besaß seine Kolonien, war selbstständig, konzentriert sich in allen wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Fragen auf sein Kolonialreich. „Wir brauchten niemals von Europa zu lernen. Wir waren niemals auf Europa angewiesen. Wir waren Europa und nicht die anderen Völker.“
 So setzte es sich auch nicht mit der fortschreitenden Industrialisierung der nordeuropäischen Länder auseinander, „die Visionen seiner früheren Weltmachtstellung versperrten ihm die Sicht auf die Situation und die Probleme der eigenen Wirtschaft“
.

Doch 1898, nachdem Spanien im spanisch-amerikanischen Krieg seine letzten Kolonien in Übersee verloren hatte (Kuba, Puerto Rico und die Philippinen), wurde die Beziehung Spaniens zu Europa das erste Mal diskutiert. Die Intellektuellen, die sich damals die „Generation von 98“ nannten, zeigten deutlich die Widersprüche der spanischen Denkweisen auf. So wollte die eine, die größere Hälfte Spanien wieder dort sehen, wo es einmal gewesen war, an führender Stellung der Welt, reich, gebildet und mit alten katholischen Werten wie im damaligen Goldenen Jahrhundert; andere hingegen sahen für Spanien nur eine Zukunft, wenn es sich den europäischen Staaten anschlösse, um so mit den industrialisierten, wirtschaftlich und technisch weit fortgeschrittenen protestantischen nordeuropäischen Staaten Schritt halten zu können. Ein kleiner Prozentsatz wollte sogar Spanien mit Afrika verbünden, um dort neues Ansehen zu erlangen. Entgegen dieser oft schon fortschrittlichen Denkweisen der spanischen Intellektuellen sah die wirkliche politische Situation Spaniens zu Beginn des 20. Jahrhunderts jedoch noch anders aus. Durch die Kämpfe gegen Österreich, England und die Vereinigten Staaten sowie die Besatzung Marokkos hatte Spanien sich viele Feinde gemacht, und war somit vollkommen von allen europäischen und atlantischen Bündnissen ausgeschlossen. 

Das Land befand sich nach dem Verlust seiner letzten Kolonien, mit dem auch die Illusion der Weltmacht sterben mußte, in einer Identitätskrise, war sowohl politisch als auch wirtschaftlich orientierungslos. Die ganze Aggression, die sich durch den Krieg in Spanien aufgestaut hatte, entlud sich ebenfalls in den Diskussionen der Generation von 98. Viele distanzierten sich stark von dem Europa, das wir heute kennen, sie sahen in diesem Wort „den Spiegel, in dem Spanien sich selbst reflektierte“
, also die Zielscheibe der ganzen Aggressionen, die durch das Gefühl der Insuffizienz genährt wurde
. Es wurde versucht, die Aspekte hervorzukehren, die Spanien damals zu dieser Weltmacht hatte werden lassen, und sie in der damaligen Zeit zeitgemäß erneuert anzusetzen.

Bei der Frage, wohin Spanien nun gehöre, widersprachen sich die Meinungen im spanischen Volk enorm. Die Europäisten behaupteten, daß eine Entwicklung der Wirtschaft und der Politik  ohne einen Anschluß an Europa nicht möglich sei. Eine andere Guppe war die, die sich mit Afrika verbrüdert fühlte. Unamuno, ein Mitglied der Generation von 1898, behauptete zum Beispiel: „In jedem von uns steckt ein fanatischer Skeptiker, der gebildete Afrikaner“
. Das Bild, daß die Spanier von sich selber hatten, war das eines starken Menschen, der sich nur von „Wille und Gefühl“
 leiten ließ. Dies stand nach der Meinung der dritten Gruppierung, die für die Hispanität plädierte, im vollkommenen Gegensatz zu dem europäischen Charakter, der zu unpersönlicher und objektiver Hingabe, zu Selbstverleugnung und Kontemplation neige
. Das spanischen Feuer und die spanische Persönlichkeit würde in dieser Welt der europäischen Wissenschaften verlöschen. Durch die Bejahung dieses neuen spanischen Selbstverständnisses, das inzwischen narzißtische Züge angenommen hatte, kam es auch zu einem neugestalteten Interesse an Lateinamerika. Die „Gemeinschaft der iberischen Völker“ wurde neu betont und als alte-neue Ideologie angewendet. Stefan Musto behauptet sogar, daß  die „Hispanität“, als Doktrin erhoben, zu den Autarkiebestrebungen Francos führte. Sicherlich trifft dies auch teilweise zu, der denn das Regime wollte das alte mächtige Spanien von damals wieder aufleben lassen. Allerdings darf man auch nicht vergessen, daß Spanien durch die internationale Ächtung kein anderer Weg blieb. In der Zeit von 1946 bis 1953 blieben die Kontakte mit Lateinamerika die einzige Möglichkeit für eine spanische Außen- und Außenwirtschaftspolitik. So liegt die Frage nahe, ob diese Ausrichtung aus wirklichen Interesse oder aus Notwendigkeit bestand. Denn sobald Spanien von den europäischen Mächten anerkannt wurde, bemühte es sich um einen Beitritt zu Europa und vernachlässigte seine Beziehungen zu Lateinamerika. Erst nach seinem Beitritt bemühte es sich wieder mehr um einen Austausch mit diesen Ländern.

3. Spanien und Europa - der lange Weg

Man kann sehen, daß in der Zeit des Franco-Regimes viele Veränderungen, besonders auch in bezug auf die Öffnung des Landes zu Europa hin, stattfanden.

Der Weg nach Europa war für Spanien außerordentlich schwierig. Nach dem Verlust seiner letzten Kolonien fühlte sich Spanien nackt und hilflos. Nie hatte es sich irgendwem unterordnen müssen, nie war es auf Hilfe angewiesen gewesen. In den Köpfen der Spanier war das Land bis 1898 glorreich und erfolgversprechend gewesen, wirtschaftliche und politische Unstimmigkeiten wurden einfach übersehen. Wie auch schon weiter oben erwähnt, sah sich Spanien erst am Anfang dieses Jahrhunderts in einem europäischen Kontext, den es vorher einfach ignoriert hatte
. So waren natürlich auch alle wirtschaftlichen und politischen Beziehungen hauptsächlich zu seinen ehemaligen Kolonien, jedoch kaum zu Europa vorhanden. Spanien wollte diese jedoch gar nicht erst aufbauen, da es sich mit seinen in den Kolonialkämpfen gegen ihn angetretenen Ländern nicht assoziieren wollte
. Statt dessen versuchte das Land unter Alfons XIII., der seit 1902 an der Macht war, seine verlorenen Kolonien durch Annexionen in Marokko zu ersetzen, was immer wieder zu Streitigkeiten mit Frankreich führte. Im Ersten Weltkrieg erklärte sich Spanien neutral, schöpfte jedoch aus dem Handel mit den kriegsführenden Nationen wirtschaftliche Vorteile. Innenpolitisch war Spanien zu dieser Zeit zerrüttet. Die einzelnen Regionen forderten Autonomie, nach einer Staatskrise im Jahre 1917 bildeten sich immer wieder kurzlebige Kabinette, die nach dem Putsch von Primo de Rivera 1923 kurzerhand von einer Diktatur desselbigen ersetzt wurden. Unter dem Diktator wurden die autarkistischen Züge, die Spanien schon immer besaß, noch intensiviert. So wurden zum Beispiel hohe Schutzzölle eingerichtet, mit denen sich Spanien eindeutig vom europäischen Binnenmarkt abkapselte
. Das höchste Ideal in jener Zeit war das Prinzip der „Hispanität“, als deren Urheber der spanische Autor Ramiro de Maeztu mit seinem Werk „Defensa de la Hispanidad“ (Schutz der Hispanität) galt
. Die Diktatur mit ihrer korporativen Wirtschaft, den vertikalen Syndikaten und dem in der Verfassung festgelegtem „interés colectivo“, also dem Gemeinnutz, richtete alle Kraft auf ein wirtschaftlich und politisch starkes Spanien, was zu keinerlei Kooperation genötigt war. So übernahm der Staat alle Sektoren, die vorher von ausländischen Unternehmern entwickelt worden waren, und investierte besonders in die Infrastruktur des Landes
. Im Gegensatz zu anderen Ländern, deren Ziel es schon seit langem gewesen war, eine gesunde Mittelschicht herauszubilden, ließ Primo de Rivera den Gegensatz zwischen den besitzenden und den mittellosen Schichten immer größer werden. Adel und industrielle Oligarchie bildeten so die führende Schicht, die an einem demokratischen und industrialisiertem Staate nicht interessiert war. Die Erträge aus der Landwirtschaft betrugen im Jahre 1930 50,52% des BIP
. Als im Jahre 1930 die innenpolitischen Probleme und die gleichzeitig stattfindende Weltwirtschaftskrise Primo de Rivera zum Rücktritt zwangen, begann 1931 die Zweite Republik. Doch auch diese war nicht fähig, die innenpolitischen Schwierigkeiten wie die Autonomiebestrebungen der einzelnen Regionen, die Spannungen zwischen den rechten und den linken Parteien oder die Probleme mit Militär und Kirche zu beheben. Durch die Spaltung des Landes in zwei Lager, die sich extrem gegenüberstanden, kam es 1936 nach einem Militärputsch der Rechten unter Franco zum Bürgerkrieg, der bis 1939 andauerte. Dieser wurde von ihm als „Kreuzzug gegen Kommunismus, Atheismus und Freimaurertum“
 legitimiert.

IV. Die Franco-Ära

Die Zeit der Diktatur unter Francisco Franco zeigt uns sehr gut, wie sich der Widerspruch der spanischen Auffassung zwischen einem Festhalten an Traditionen und der gleichzeitigen Öffnung für Neues, in diesem Fall für einen Beitritt zu den Bündnissen der Weltstaaten, also auch zu Europa, nebeneinander einher gehen können. 

Die Diktatur ist in vier Phasen
 aufzuteilen, mit denen wir uns im Verlauf dieser Arbeit befassen wollen, um zu sehen, wann sich Spaniens Annäherung an Europa manifestieren läßt, aus welchen Gründen sie stattfand, und auf welche Denkweisen sie zurückzuführen ist. Hier wird besonders viel Wert auf die außenpolitische und die wirtschaftliche Verhaltensweise Spaniens gelegt, da hier die Meinung Spanien am Deutlichsten hervortritt.

1. Die erste Phase (1936-1941): Die Diktatur wird manifestiert, Europa gib es nicht

Als der Bürgerkrieg endete, hatte Franco ein verwüstetes Spanien vor sich. Ungefähr 300.000 Männer und Frauen waren ins Exil geflüchtet, die meisten von ihnen waren jung und gebildet, weitere 500.000 fielen im Krieg, und ca. 875.000 potentielle Arbeiter befanden sich im Gefängnis
. Das Land war vollkommen verwüstet, alle nationalen Goldreserven waren von den Linken im Krieg ausgegeben worden. Außerdem fand man eine durch fehlendes wirtschaftliches Engagement der Regierungen vor Franco bewirkte schlechte Landverteilung vor, und von Industrialisierung gar kann man in Spanien eigentlich erst ab 1960 sprechen. Im Süden des Landes fand man den Großgrundbesitz (latifundio) vor, es wurde weit unter der Kapazitätsgrenze produziert, da die adeligen Besitzer nur auf ihr eigenes Wohl achteten, im Norden hingegen war das Land in unzählige kleine verstreute Ackerstücke verteilt (minifundio), auch hier war eine effiziente Agrarwirtschaft kaum möglich. Außer einigen Fabriken im Baskenland, die jedoch kaum effektiv produzierten, bestand die Wirtschaft nur aus landwirtschaftlicher Produktion.

Franco, der als einziger der führenden Generäle den Bürgerkrieg überlebt hatte, fand sehr leicht Zugang zur Macht. Er ernannte sich selbst zum „Kopf der Regierung des spanischen Staates“
. Als erstes verbot er alle politischen Parteien bis auf die Falange Espanola Tradicionalista (FET), eine antiparlamentarische, antimarxistische und antiliberale Partei, die schon 1933 von Primo de Rivera als Falange Espanola (FE) gegründet worden war. Diese schloß sich 1937 mit der Juntas de Ofensiva Nacional-Sindicalista (JONS) zusammen, einer radikalen linken Partei, die eindeutig faschistische Züge trug. Zusammen mit dieser Partei fing Franco an, seine Macht durch Gesetze zu unterstützen. Er erließ zwischen 1936 und 1947 mehrere Fundamentalgesetze, die sehr durch die faschistische Haltung der einzigen Partei im Lande beeinflußt waren. Das erste war der sogenannte „Fuero de Trabajo“, der 1938 veröffentlicht wurde. Dieses Grundgesetz der Arbeit verbot Streiks und den Zusammenschluß von Gruppen, es garantierte hingegen sichere Arbeitsplätze und feste Löhne. Nach dem Wortlaut dieses Gesetzes sollten Arbeitnehmer und Arbeitgeber gleich behandelt werden. In Wirklichkeit fand eine starke Bevorzugung der Arbeitgeber statt, da die Industriellen eine Säule der Macht Francos bildeten. Diese konnten so sicher sein, daß keine Revolutionen und keine nicht kontrollierten Gewerkschaftsforderungen ihre Stellung anzweifelten. Ihrem Wunsch nach wirtschaftlicher Sicherheit wurde so genüge getan
.

Alle seine Grundgesetze, insgesamt sieben an der Zahl, zeigen deutlich, daß Franco die alten Zeiten der spanischen Macht wieder aufleben lassen wollte. Außerdem war seine größte Angst, daß es im Ausland starke Mächte gab, die nur darauf hinarbeiteten, in Spanien einen Umsturz herbeizuführen. Besondere Angst machten ihm die Kommunisten, die Freimaurer und der Sozialismus
. Aus diesem Grunde versuchte er auch, seinen Staat und sein Volk vor allen ausländischen Einflüssen zu schützen. 

Dies versprach er sich mit einem totalitären Staat, in dem seinem Volk feste Ziele vor Augen gesetzt wurden. So verbot er Streiks, standesamtliche Hochzeiten und Scheidungen, die Presse wurde zensiert, öffentliche Treffen wurden verboten, ebenso alle Organisationen. Die einzige Ausnahme war jeweils die katholische Kirche, die im Staate Francos Sonderrechte erhielt. Während dieser Zeit war Spanien eng mit den Achsenmächten verbunden, es erklärte sich im Zweiten Weltkrieg erst einmal neutral,  obwohl Hitler persönlich Franco bei einem geheimen Treffen um dessen Unterstützung bat
. Trotz seiner Neutralität ließ Spanien seine Häfen und Flughäfen für deutsche und italienische Truppen offen. Als zwischen 1939-1941 die Achsenmächte zu siegen schienen, erklärte Spanien sich als nicht kriegsführend, schickte jedoch 1941 eine freiwillige Flug-Kampflotte, die Blaue Division, um den Deutschen beim Kampf gegen die Sowjetunion zu helfen. Die Freundschaft zu den Achsenmächten sollte ihn nachher noch daran hindern, eine freie politische und wirtschaftliche Außenpolitik zu betreiben.

Wirtschaftlich richtete sich Franco ganz nach dem, was die Falange schon in ihrem Programm unter Primo de Rivera gefordert hatte. Dies verknüpfte er mit der Gesetzgebung früherer spanischen Regierungen, gleichzeitig unterstützte auch er weiterhin die Vorrangstellung der Adeligen und der Großgrundbesitzer, da diese neben der Falange und dem Militär einen Pfeiler seiner Macht
 bildeten. Der Staat war korporativ organisiert, hatte also die Macht, in alle wirtschaftlichen Entscheidungsprozesse einzugreifen. Durch das 1940 verabschiedete Syndikatsgesetz waren alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber in nach Wirtschaftszweigen unterteilten Syndikaten organisiert, diese „dienten als organisatorische Grundstruktur der spanischen Wirtschaft“
. Sie waren jedoch keine eigenständigen Wirtschaftssubjekte, sondern in ihrem Aufgabenbereich recht eingeschränkte Exekutivorgane der staatlichen Wirtschaftspolitik
. Der Sinn dieser Syndikate war hauptsächlich, die für den Kapitalismus typischen Klassengegensätze abzumildern, eine Zusammenarbeit von Staat und privaten Unternehmern konnte so gefördert werden
.

Franco wollte eindeutig eine Autarkie der spanischen Volkswirtschaft
 erreichen, die durch den Protektionismus des Staates untermauert werden sollte. Die beiden wichtigsten Instrumente waren dabei das Instituto Nacional de Colonización (INC), also das nationale Institut der Landentwicklung, und das Instituto Nacional de Industria (INI), das nationale Institut für die Industrie. Das INC sollte die Neuverteilung von Land übernehmen, da im Krieg jeglicher Landbesitz verstaatlicht worden war. Doch anstelle einer gerechten Neuverteilung beschränkte sich das INC darauf, den bebaubaren Boden wieder als Großgrundbesitz an die Oberschicht zu verteilen. So konnte zwar effizienter produziert werden, der wirkliche Grund war jedoch darin zu sehen, daß neben den Streitkräften und der Katholischen Kirche die Großgrundbesitzer zu den Säulen der Macht Francos gehörten
. Um die Großgrundbesitzer ganz vor den Schwankungen des Marktes zu schützen, wurde zudem noch  der Servicio Nacional de Trigo (SNT), der nationale Weizen-Service, eingeführt, der das alleinige Recht hatte, den Weizen direkt beim Landwirt zu kaufen, um so künstliche Weizenpreise zu erstellen.

Das INI war ein noch wichtigeres Instrument des Staates, denn durch dieses konnte er direkt in die Industrie eingreifen. Wie im Fuero de Trabajo konstituiert worden war, sollten der Staat und die Privatunternehmer als Wirtschaftsobjekte nebeneinander bestehen, der Staat sollte nur in den Produktionsbereichen eingreifen, die von der Privatwirtschaft ungenügend abgedeckt wurden
.  Das INI, eine Staatsholding, sollte in diesem Sinne den Wiederaufbau des Landes beschleunigen, die Industrialisierung vorantreiben und öffentliche Unternehmen in Sektoren aufbauen, in denen Privatunternehmern eine Investition nicht lohnenswert  erschien, wie zum Beispiel dem Dienstleistungssektor. Eine weitere Aufgabe bestand darin, „für die Nation Wirtschaftssektoren zurückzugewinnen, die vorher von ausländischem Kapital kontrolliert waren“
. Im Laufe der Jahre schoß das INI dabei weit über sein Ziel hinaus, im Jahre 1960 übernahm es 15 Prozent der Investitionen im industriellen Sektor. Dies war ein wesentlicher Grund für die Inflation, die Spanien, als es sich außenwirtschaftlich interessierte, mit zunächst hoffnungslos überhöhten Preisen nicht konkurrenzfähig sein ließ

2. Die zweite Phase (1942-1952): Spanische Autarkie und internationale Ächtung

Als die Niederlage der Achsenmächte im Zweiten Weltkrieg abzusehen war, nahm Franco seine Ansprüche, einen totalitären Staat zu führen, wieder zurück. Aufgrund des Anstrebens von Verbindungen zum Vatikan und der Vormachtstellung der Katholischen Kirche könne sein Staat höchstens als autoritär bezeichnet werden, sagte er
. Er distanzierte sich eindeutig von Deutschland und Italien, zog die Blaue Division aus Deutschland ab und benannte den spanischen Statuts im Krieg wieder als neutral. 

Durch das zweite Grundgesetz wurde 1942 das spanische Parlament eingesetzt, seine Mitglieder wurden indirekt aus den Syndikaten, aus staatlichen und kommunalen politischen Organisationen gewählt. Deren Mitglieder waren meistens von Franco persönlich bestimmt worden. So ist es nicht weiter verwunderlich, daß das Parlament kaum eigene Befugnisse hatte. Es war lediglich dazu da, Francos Gesetzen zuzustimmen. Dem Diktator verblieb so weiterhin seine unbeschränkte Macht. Falls die Cortes, also das Parlament einmal gegen seinen Willen Gesetze erlassen sollten, hatte er sogar das Recht, diese zu annullieren. So kann das Parlament eher als berufsständische Kammer bezeichnet werden, die höchstens beratende Funktion besaß. Bei der Frage, wieso Franco überhaupt ein Parlament einsetzte, obwohl er sich seiner Macht doch sicher sein konnte, kommen wir wieder auf Europa zurück. Franco merkte, als sich nach 1941 das Blatt im Zweiten Weltkrieg wendete, daß er nicht mehr auf die Unterstützung von Italien und Deutschland hoffen konnte. So schien er als einziger, nur mit Portugal an seiner Seite, mit seinem totalitären bzw. autoritären Regime dazustehen, was ihn in Anbetracht der Demokratien in allen anderen wichtigen Staaten der Welt doch beunruhigte. Er wußte um die Macht der anderen, in diesem Falle besonders die der Alliierten, und wollte sich somit ein wenig mehr Anerkennung und vor allem Akzeptanz sichern. Aus diesem Grunde erließ er auch 1945 das Referendum-Gesetz. Ein Referendum konnte allerdings nur von ihm persönlich in Kraft gesetzt werden, es gab auch keine Garantie für eine Durchsetzung der erzielten Meinung. Ein weiterer Schritt in Richtung internationale Akzeptanz war das Gesetz der Nachfolge des Anführers des Staates, das Spanien offiziell zu einer Monarchie erklärte. Der König solle an einem von Franco gewählten Datum von demselbigen nominiert werden. Dieses Gesetz wurde in einem Referendum von 73 Prozent der Bevölkerung bejaht.. So wurde das erste Mal Francos Rolle offiziell von seinem Volke unterstützt, also seine Stellung nach innen und nach außen hin legalisiert.  Franco konnte von nun an also auch auf internationalem Parkett auf seine von Volk legitimierte Stellung hinweisen. Trotz allem nützte ihm diese Mühe gar nichts. Sein Regime blieb weiterhin von den westlichen Demokratien verachtet, durch die Potsdamer Verträge von 1946 zogen alle Länder ihre Botschafter aus Spanien zurück, da sie ein autoritäres Regime nicht anerkennen wollten. Noch im selben Monat schloß Frankreich seine Grenze, und auch vom Marshall Plan wurde Spanien ausgeschlossen. 

Nur noch Argentinien unterhielt diplomatische und wirtschaftliche Verbindungen zu Spanien. Ohne Hilfe des Perón-Regimes hätten die Spanier sonst die Jahre des Hungers wohl kaum überstanden. Allein im Jahr 1946 schickte es 700.000 Tonnen Weizen nach Spanien
. Die spanische Wirtschaft war immer noch vollkommen ruiniert. Man spricht hier auch von wirtschaftlicher Selbstgenügsamkeit
, die das Land allerdings sehr belastete. Problematisch war besonders, daß kaum Ressourcen da waren, um genügend zu produzieren. Einige schlechte Ernten und das Großgrundbesitz-System taten ihr übriges: Die Leute verhungerten fast. 

Durch die Isolation von der Familie der Nationen wurde Spanien zu einer wirtschaftlichen Autarkie gezwungen, die sicherlich auch in spanischen Traditionen verwurzelt lag, andererseits aber durch die vollkommene Verachtung der anderen Nationen erzwungen wurde. Die Wissenschaftler streiten sich heute noch, ob es sich bei dieser Isolation um eine freiwillige Entscheidung handelte oder nicht. In den folgenden Kapiteln wird die Autorin versuchen, diese Frage zu beantworten.

In dieser Zeit, die innenpolitisch sehr ereignisreich war, war für Spanien eine Debatte über eine eventuelle Ausweitung seiner politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu den europäischen Ländern vollkommen unmöglich. Außerdem erschwerte besonders die europäischen Staaten eine Annäherung. Teilweise aus Angst vor dem autoritären Regime, teilweise jedoch auch aus alter Feindschaft heraus (ganz besonders Frankreich und England), verhielten sie sich betont feindselig.

3. Die dritte Phase(1953-1958):  Die außenpolitische Öffnung 

Während des Kalten Krieges, besonders des Korea-Krieges, wurde die katastrophale wirtschaftliche Situation, in der sich Spanien befand, durch die USA unwillentlich verbessert. Um ihren Rückhalt gegen den Kommunismus im Rahmen ihrer Contaiment-Strategie zu stärken, benötigten die USA Stützpunkte in Europa. Spanien mit seiner Kontrolle über den Golf von Gibraltar gehörte somit zu einem der wichtigsten Länder Europas, außerdem hatte Franco immer schon seine ablehnende Haltung den Kommunisten gegenüber kundgetan. 

So kam es zu der ersten Öffnung des Franco-Regimes gegenüber der westlichen Welt. Franco war es sehr wichtig, zumindest eine minimale internationale Akzeptanz zu erhalten. Ihm war bewußt, daß er mit seinem Regime in einem sich immer stärker zusammenschließenden demokratischem Europa nur so bestehen konnte, außerdem erhoffte er sich dadurch eine zusätzliche Stärkung von innen
. Ein weiterer Grund war, daß er im restlichen Europa den Übergang von der kriegsbedingten Planwirtschaft zur Marktwirtschaft beobachtete, dessen positive Folgen nicht zu übersehen waren. Dieser Demonstrationseffekt bewog ihn dazu, sich auch neuen wirtschaftlichen Strömungen zu öffnen
. So wurde, nachdem die USA Spanien 1950 diplomatisch anerkannt hatten, am 26.09.1953 ein bilaterales Abkommen zwischen Franco und den USA unterzeichnet, in dem Spanien den USA militärische Stützpunkte rund um den Golf von Gibraltar gewährte, im Gegenzug dafür bekam es 225 Millionen US-Dollar als wirtschaftliche Hilfe. Diese wurden dringend gebraucht, da die spanische Wirtschaft nicht einmal mehr in der Lage war, mit seinen Ressourcen die Bevölkerung zu ernähren. Ausländische Investitionen wären nötig gewesen, aber die spanische Regierung war strikt dagegen. Statt dessen wurden alle notwendigen Güter importiert, Export gab es hingegen kaum. So wollte Spanien sein wirtschaftliches Ungleichgewicht mit der amerikanischen Wirtschaftshilfe bezahlen, die natürlich auch nicht unerschöpflich war. Aus diesem Grunde kam es auch zu einer enormen Preisinflation bei den Import-Gütern
. Die Löhne der Arbeiter stiegen wesentlich langsamer, so daß die ungerechte Verteilung des Kapitals das Volk noch weiter in zwei Lager spaltete.

Der Vertrag mit den USA war richtungsweisend für die weitere politische und wirtschaftliche Entwicklung Spaniens, denn es erhielt über die Jahre hinweg insgesamt über 500 Millionen US-Dollar, ohne die eine Industrialisierung kaum hätte stattfinden können
. 1963 und 1970 kam es zu Erneuerungen des Paktes, 1976 wurde ein Freundschafts- und Zusammenarbeitsabkommen zwischen den beiden Ländern unterzeichnet. Auch in Jahre 1953, ungefähr zur gleichen Zeit, unterzeichnete Franco ein Konkordat mit dem Vatikan, der das Konkordat von 1851 ersetzte. Diese beiden Verträge öffneten Spanien das erste Mal einen Weg zu den wichtigen westlichen Zusammenschlüssen, denn  es war jetzt von dem wichtigsten demokratischen Land und der mächtigsten religiösen Institution als gleichwertig anerkannt worden
. Die Veränderungen, die von nun an begannen, waren unverzichtbar für die Präparation Spaniens auf eine Annäherung an die westlichen demokratischen Staaten. Franco, der rigoros alle neuen Ideen ablehnte, konnte sein Land nun auch nicht mehr vor einer Modernisierung schützen, wie er es eigentlich vorgehabt hatte
. Als die UNO ihren Beschluß von 1946 zurücknahm, der Spanien die diplomatische Anerkennung versagte, wurde der Weg zu weiteren Beitritten Spaniens zu westlichen Bündnissen geebnet. So trat es 1951 der FAO und der UNESCO bei, 1955 erfolgte die Aufnahme in die Vereinten Nationen. 1958 konnte Spanien dann Mitglied in der Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) werden, außerdem trat es dem Internationalen Währungsfond (IWF)  und der Weltbank bei.

Ein ganz wichtiger Faktor war auch die Regierungsumbildung von 1957. Nachdem das Land wirtschaftlich zu kollabieren drohte, schränkte Franco in seinem sechsten Fundamentalgesetz die Macht der politischen Partei FET y de las JONS, die sich jetzt Movimiento Nacional nannte, enorm ein. Daraufhin hielten im Februar die Technokraten des Opus Dei Einzug in das Kabinett. Es handelte sich um eine katholische Gruppierung, die ihre Mitglieder aus der oberen Schicht Spaniens holte, und sie an Universitäten die westlichen Wirtschaftssysteme studieren ließ. Ihr Ziel war es, die katholischen Grundwerte mit dem modernen Kapitalismus zu verbinden, Spanien sollte sich an die internationalen Wirtschaftsorganisationen und Europa annähern, marktwirtschaftliche Prinzipien sollten Einzug nehmen
. Dies war dringend notwendig, denn durch seine autarkiststischen Züge nahm die Entwertung der Peseta immer weiter zu. Das Land hatte im Jahr 1956/57 gerade mal den gleichen Export-Anteil wie 1935, dieser betrug nur circa ein Drittel des Exportes von 1928
.Hier wird wieder einmal deutlich, daß Franco die Wichtigkeit eines Anschlusses an die westlichen Staaten sehr wohl erkannt hatte, und auch unter Verzicht auf eigentliche Ziele für Neuerungen bereit war.

Nachdem er jahrelang den Kapitalismus genauso verschrien hatte wie den Kommunismus und das Freimaurertum, öffnete Franco sich jetzt genau diesem. 

4. Die vierte Phase (1959-1975): Schritte nach Europa

Der Stabilisationsplan des Opus Dei, der 1959 in Kraft trat und als kopernikalische Wende in der spanischen Wirtschaftspolitik bezeichnet wird
, sollte die Stabilisierung der Wirtschaft im Inneren bei gleichzeitiger Liberalisierung der Außenwirtschaftsbeziehungen
 bewirken. Die wichtigsten Maßnahmen waren dazu die Eindämmung der Inflation, eine Stabilisierung der spanischen Währung, die Ermöglichung von Auslandsinvestitionen und ein Abbau der direkten staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft. Durch diese Maßnahmen entstand in Spanien auch das erste Mal überhaupt eine Mittelklasse. Von nun an wurden die Wirtschaftsbeziehungen mit dem demokratischen Ausland zum ersten Mal wieder liberalisiert. Vorher hatte Franco hauptsächlich seine „privilegierten Beziehungen“ mit den arabischen und lateinamerikanischen Staaten
 erhalten, weil er immer wieder darauf bestand, seinem Volk das Gefühl zu geben, viele wichtige außenpolitische Kontakte zu pflegen. Um die Spanier in Sicherheit zu wiegen, waren deshalb die Kontakt zu Lateinamerika unverzichtbar. Als jedoch durch den Vertrag von Stockholm die Freihandelszone festgelegt wurde, konnte Spanien nicht weiter auf seiner Autarkie bestehen
. So brachte das franquistische Regime 1962 seinen Wunsch zum Ausdruck, mit der EWG irgendeine Art von Beziehung herzustellen, die zu einem Beitritt führen könnte
. Allerdings bekam es von den europäischen Staaten nur die kalte Schulter gezeigt, da diese Francos Regierungsform weder akzeptieren wollten noch konnten. Nach langen Verhandlungen, die absichtlich von der EG herausgezögert worden waren, erreichte Spanien erst acht Jahre später, also 1970, ein Präferenzabkommen mit der EG.

Während es mit der Wirtschaft wieder aufwärts ging, erließ Franco 1966 das siebte und letzte Fundamentalgesetz, das „Organische Gesetz“, mit dem endgültig alle Verbindung zur Vergangenheit abgebaut wurde; und in dem er seine Regierung vollkommen erneuerte
. Alle totalitären Elemente wurden entfernt, das Parlament wurde ab jetzt direkt vom Volk gewählt, die Rolle des Staatsoberhauptes und die des Regierungschefs wurde getrennt, Franco behielt jedoch beide Posten bis 1973. Die Zensur der Presse wurde aufgehoben, Religionsfreiheit wurde gewährt, und es durfte auch wieder zivil geheiratet werden. Mit der Ernennung seines Nachfolgers als Prinz Juan Carlos im Jahre 1969 bekannte sich Franco eindeutig zu den Neuerungen in seinem Staat, denn indem er den König Don Juan de Bourbón überging, unterstützte er die Wahl des Opus Dei und nicht die des Movimiento Nacional. Ein weiterer Schritt in Richtung Demokratie war die beginnende Diskussion über die Möglichkeit der „politischen Assoziationen“ als Parteisurrogate
.

V. Von 1975 bis heute

Nach Francos Tod im Jahre 1975 fand die sogenannte „Transición“ statt, der friedliche Übergang von einem fast vierzig Jahre währendem autoritären Regime zu einer liberal-parlamentarische Monarchie. Das Besondere an diesem Wandel ist besonders darin zu sehen, daß er unter maßgeblicher Anleitung und Kontrolle der franquitischen Institutionen und einem Teil der alten politischen Elite durchgeführt wurde, also von Fanco selbst legalisiert worden war
.

In seiner Thronrede und der Regierungserklärung von Ende 1975 erklärte König Juan Carlos de Borbón seine eindeutigen Absichten, eine Demokratisierung so schnell wie möglich voranzutreiben. Adolfo Suárez, sein Ministerpräsident, unterstütze dies mit seinem „Projekt für die politische Reform“, das er 1976 verkündete. Er setzte auch eine neue internationale Politik in Kraft, die noch mehr als vorher auf einen EG-Anschluß ausgerichtet war
. Schon 1978 fanden die ersten demokratischen Parlamentswahlen statt, bei denen die UCD (Unión de Centro Democrático), eine Partei, die sich aus vielen alten franquistischen Machthabern zusammensetzte, mit 35% gewann. In dem gleichen Jahr wurden die Moncloa-Pakte unterschrieben, die als wichtigste Ziele der Reformen eine Sanierung und Modernisierung der Wirtschaft benannte, besonders im Hinblick auf den angestrebten EG-Beitritt. Das auf Erdöl angewiesene Spanien war zu jener Zeit durch die Weltwirtschaftskrise besonders getroffen. Ein sehr geringes Wirtschaftswachstum, eine besorgniserregende Inflation und eine entmutigende Arbeitslosigkeit
 erschwerten den politischen Übergang. Mit einer 4-Punkte-Politik, die aus einer restriktiven Geldpolitik, einer Haushaltspolitik, die Ausgaben einschränkte, der Festlegung eines realistischen Wechselkurses und einer Neuberechnung von Löhnen und Gehältern bestand, wollte man der Krise Herr werden. Durch den Beginn der zweiten Ölkrise im Jahr 1979 wurde die wirtschaftliche Situation immer verheerender, eine hohe Staatsverschuldung, die Inflation und ein fehlendes außenwirtschaftliches Gleichgewicht erzeugten die sogenannten „schwarzen Jahre“ 1981/82 in der spanischen Ökonomie. Erst die Wahlen von 1982, bei denen die sozialistische Partei PSOE mit überwältigender Mehrheit gewann, brachten die Wende. Dieses Jahr wird auch als der Abschluß des Übergangsprozesses in Spanien bezeichnet
. Durch ein mittelfristiges Wirtschaftsprogramm (Programa Económico a Medio Plazo) versuchte die Regierung unter Felipe González, die Inflationsrate auf EG-Niveau zu senken, die Unternehmergewinne zur Ankurbelung der Investitionstätigkeit zu steigern und das Wirtschaftsleben mit der Einführung marktwirtschaftlicher Strukturen zu liberalisieren und zu flexibilisieren. So konnte Spanien trotz erheblichen wirtschaftlichen Schwächen die Verhandlungen über einen EG-Beitritt beginnen, die am 25. Juni 1985 zu einem erfolgreichen Ende kamen. Mit seinem System der sozialen Marktwirtschaft und seiner demokratisierten Politik war es den EG-Ländern sehr schnell gleichwertig geworden. Seitdem bemühte es sich oft mehr als andere Mitglieder, seinem Status in der EU gerecht zu werden. Den Beitritt zur Internationalen Währungsunion 1998 machte die spanische PP-Regierung (Patido Popular) durch enorme Sparmaßnahmen und somit die Verringerung der Staatsschulden möglich.

VI. Spaniens Annäherung an Europa – eine Analyse

Auf die Frage, ob Spanien die jahrelange Autarkie wollte, läßt sich nur schwer eine Antwort finden. Betrachtet man die Geschichte des Landes, läßt sich feststellen, daß Spanien schon immer seinen eigenen Weg ging. Die stolzen Spanier zeigten schon immer, daß sie nicht auf andere angewiesen waren, sie schätzen auch keinen Vergleich mit dem europäischen Ausland. Selbst heute noch  bekräftigt die Bevölkerung  immer wieder, daß sie anders ist, auch jetzt als Teil der EG. Die behutsame Bekräftigung ihrer Andersartigkeit zeigt sich auch in der Presse immer wieder
. So gibt es zum Beispiel eine Karikatur, die Spanien als Matador zeigt, der auf den Pyrenäen steht und vor dem übrigen Europa die Capa schwingt. Eine andere zeigt eine Herde friedlicher Kühe, die die EG-Länder darstellen soll, zwischen ihnen steht ein großer spanischer Kampfstier. Schon allein dies spricht für sich. Man kann guten Gewissens behaupten, daß Spanien gestörtes Verhältnis zur Außenwelt im allgemeinen und zu Europa im besonderen hatte
.

Schon seit 1892 zeigten sich Autarkiebestrebungen. So wurde seit kurz vor dem spanisch-amerikanischen Krieg eine gewisse Autarkie von der spanischen Bourgoisie gewollt, die dann unter Primo de Rivera durch seine protektionistischen Tendenzen noch verstärkt wurde
. Seit der Machtübernahme Francos im Jahre 1939 war das Land mehr denn je mit sich selbst beschäftigt, teilweise gezwungenermaßen, teilweise aus den internationalen Bedingungen heraus. Franco zog sein Land vollkommen von allem zurück, was auch internationaler Ebene stattfand. Die Außenpolitik, die er in den ersten Jahren betrieb, war lediglich auf die Anerkennung seines Regimes ausgerichtet. Sein strikt verfolgtes Ziel war die Erhaltung seiner persönlichen Herrschaft
. Im wirtschaftlichen Sinne war er überaus nationalistisch bestrebt; zuerst besaßen seine Autarkie-Maßnahmen faschistische Züge, dann setzte er eine import-substituierende Industrialisierung in Gang. Trotz allem überwog der zwanghafte Wunsch nach internationaler Anerkennung. Solange alles im Rahmen der Vertraulichkeit blieb, hatte Franco nichts gegen bedeutende Abstriche an seinen Hoheitsrechten einzuwenden. Die Außenpolitik unter Franco war auf eine Anpassung an die Umwelt bedacht, andererseits versuchte man, die ideologischen und institutionellen Eigenheiten Spaniens zu bewahren. So ist auch erklärbar, daß die Regierung Francos umso mehr um einen Anschluß an die westlichen Bündnisse, besonders auch an Europa bemüht war, je mehr sie von den anderen Staaten akzeptiert bzw. hingenommen wurde.

Trotz aller Autarkiebestrebungen Francos öffnete sich Spanien doch schon sehr früh für die europäischen und weltweiten Zusammenschlüsse. Dies läßt erkennen, daß Spanien schon damals eine engere Verbindung mit Lateinamerika ausschloß und eine Notwendigkeit des Anschlusses an die wirtschaftlich und politisch voranstrebenden europäischen Länder bestand. Nach dem Zweiten Weltkrieg fingen die europäischen Länder an, neue politische, demokratische Systeme einzuführen. Das italienische Mussolini-Regime sowie das deutsche Hitler-Reich wurde aufgelöst, nur in Portugal fand sich neben Spanien ein autoritäres Regime. Franco mußte erkennen, daß er und seine Regierung nur weiterhin bestehen konnten, wenn er sich um Akzeptanz und Anerkennung der wichtigen Länder der Welt bemühte. Jedoch waren seine Handlungsmöglichkeiten zu Beginn seiner Herrschaft auf internationalem Parkett sehr eingeschränkt, da sein Regime nicht akzeptiert wurde. Er wurde von einer effektiven Teilnahme an westlichen Bündnissen ausgeschlossen.

Die ersten Schritte Spaniens in die neue Welt begannen jedoch schon 1953, als es Mitglied der „Konferenz landwirtschaftlicher Absatzmärkte (KLA)“ wurde. Schon im Jahre 1955 wurde es daraufhin zu einigen Ausschüssen der „Organisation of European Economic Cooperation (OEEC)“ zugelassen, im Jahre 1956 beantragte es ein Assoziationsabkommen, das ihm 1958 gewährt wurde
. Im Jahre 1959 avancierte Spanien zum Vollmitglied, ihm wurde von der IWF (Internationaler Währungsfond) und der OEEC ein Kreditabkommen angeboten, das allerdings nur im Falle der Anwendung des geplanten Stabilisierungsplans zustande kommen würde
. Ein Beitritt zur Weltbank und zum IWF fand noch im gleichen Jahr statt.

Wirtschaftlich war so also eine Entscheidung gefallen: Spanien vereinigte sich mit den europäischen Ländern. Da in den sechziger Jahren die EWG der wichtigste Handelspartner Spaniens war, „hätte eine Umorientierung des spanischen Außenhandels in andere Gebiete, wie z.B. Lateinamerika, (...) katastrophale Folgen gehabt“
. So stand Spanien gar nicht vor der Wahl. Eine Assoziation mit der EWG war lebensnotwendig, um die schwache spanische Wirtschaft zu regenieren. Wären diese Einkünfte aus dem Handel mit den EWG-Ländern weggefallen, hätte Spanien mit einem völligen Zusammenbruch seiner sowieso geschwächten Wirtschaft rechnen können. So wird auch, besonders von spanischen Wissenschaftlern, immer wieder betont, daß das Vorzugsabkommen und auch der Beitritt zur EG aus rein ökonomischen Gründen stattgefunden habe
.

Der spanische Außenhandel nach Wirtschaftgebieten in Millionen Peseten 1961-1969
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EWG
17118,3
28071,1
39397,2
48709,9
67467,9
80709,3
78094,3
84067
102911,9

in %
26,12
29,8
35,4
35,9
37,24
37,46
36,86
34,09
34,73

EFTA
9200,9
15961,3
20756,8
24890,3
31316,8
37233,6
34323,3
37703,4
42262,5

in %
14,03
16,9
18,65
18,36
17,28
17,28
16,31
15,29
14,26

USA
16493,4
18640,9
19178,2
21171,5
31601,7
36536,8
35562,3
41313,9
50964,7

in %
25,16
19,7
17,2
15,6
17,44
16,95
16,78
16,75
17,2
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EWG
16025,9
16577,7
16724,9
22293,9
2097,8
25177,5
27356,7
31783,2
41843,9

in %
37,64
37,53
37,9
38,93
36,17
33,47
32,3
28,5
31,45

EFTA
10907,8
11209
11624
14416,9
13394,7
15014,2
17035,2
23072,3
24215,9

in %
25,62
26,38
26,34
25,17
23,09
19,96
20,12
20,7
18,2

USA
4225,4
4720,9
4744,4
5785,1
6932,3
8818
12361,6
19529,4
19957,3

in %
9,92
10,69
10,74
10,1
11,9
11,72
14,6
17,55
15

Da sich Spaniens Regierung dessen bewußt war, wurde schon im Jahre 1957, gleich einige Monate nach der Gründung der EWG, eine interministerielle Kommission einberufen, die „Comisión Interministerial para el Estudio de las Comunidades Económica y Atómica Europeas (CICE)“. Sie war dazu da, mögliche Folgen der Gründung der EWG auf die spanische Wirtschaft und die Meinung der spanischen Industriellen zu einem möglichen EWG-Beitritt zu analysieren. Der Vorsitzende Gual Villalbí war zuerst ein entschiedener Europa-Gegner, seine Meinung wandelte sich jedoch im Laufe der Jahre, und er wurde einer der wichtigsten Befürworter des Beitrittsprozesses. Anfänglich fanden sich viele Bedenken, die sich auch in den Ergebnissen der sogenannten „Fragebogen-Aktion“ niederschlagen. Dieser Fragebogen, der die Einstellung zu einem eventuellen Beitritt zur EWG und zur Freihandelszone sowie der Währungskonvertibilität abfragte, wurde an die zehn wichtigsten Wirtschaftinstitute Spaniens geschickt. Die Ergebnisse zeigten wieder einmal deutlich die Heterogenität der öffentlichen spanischen Meinung. Nur die Vertikale Syndikatsorganisation (Organización Sindical) sprach sich eindeutig für einen Beitritt aus, man solle sich endgültig für Europa und somit für einen offenen Markt entscheiden, den Blick von den Wirtschaftbeziehungen zu den USA abwenden, dabei jedoch die wichtigen Verbindungen mit Lateinamerika nicht aus den Augen verlieren. Andere befragte Institute waren ebenfalls der Meinung, ein Beitritt zur EWG sei mit wesentlich mehr Vorteilen verbunden als jegliche andere Form der Integration
, man betonte aber, daß eine Entscheidung nicht überstürzt stattfinden dürfe. Spanien solle erst einmal eine abwartende Haltung einnehmen und die Entwicklungen abwarten. Gegen einen Zusammenschluß waren lediglich die Organisation der Spar-und Darlehenskassen (Confederación Española de las Cajas de Ahorro), die Angst vor dem Verlust der heimischen Industrie durch Übernahme von ausländischer Hand hatte. Eine Abneigung einem eventuellen Beitritt gegenüber war besonders aus nationalistischen Motiven ein Problem. Denn in dem Gemeinschaftsvertrag wurde auch das Verbot festgehalten, daß die Mitgliedsstaaten ihre Zölle nicht weiter anheben dürften. Dies war jedoch der wichtigste Bestandteil der spanischen Autarkiepolitik. Die Wirtschaft konnte so gesteuert werden, Im- und Exporte wurden durch besonders hohe Schutzzölle gesenkt und kontrolliert, die heimische Industrie wurde so geschützt.

Wenn man die Antworten analysiert, zeigen sich zwei Lager mit unterschiedlichen Tendenzen. Die landwirtschaftliche Lobby stimmte mit großer Mehrheit für einen EWG-Beitritt, denn so konnte sie mit einer sicheren Erweiterung der Absatzmärkte rechnen. Die Industrielobby hingegen fürchtete Konkurrenz aus dem Ausland. Dies ist im Besonderen zu verstehen, als sie natürlich durch fehlende Reformen weder Produkte zu günstigen Preisen noch auf dem neuesten Stand der Technik anzubieten hatte.

Auch die Frage, ob der Beitritt zur EFTA oder zur EWG sinnvoller sei, wurde zum Streitthema in Spanien. Man war sich nur einig, daß ein Beitritt, egal in welche Richtung, nur unter der Voraussetzung einer langen Übergangsphase, in der eine Angleichung von sozialen und wirtschaftlichen Strukturen notwendig sei
. Auch hier sollte das CICE Informationen beschaffen und die Regierung über Vor- und Nachteile einer Assoziation aufklären, durch den Wegfall der EFTA stand diese Frage jedoch nicht mehr zur Debatte.

Nach der Transición war der spanischen Regierung ein europäischer Konsens überaus wichtig. So setzte sie den „Iberischen Pakt“ außer Kraft, schloß ein Abkommen der Freundschaft und Zusammenarbeit mit Portugal im November 1977, im April 1979 erneuerte es das Konkordat  mit dem Vatikan. Außerdem beschloß es 1980 gemeinsam mit England, die Differenzen um Gibraltar auf dem Verhandlungsweg zu lösen. Die Regierung unter Suárez war äußerst darauf bedacht, die spanische Präsens auf dem internationalen Parkett zu erhöhen
. Diese Aktionen, die besonders auf die UNO, Lateinamerika und den Mittelmeerraum bezogen waren, erhielt den Namen „tercermundismo“, die Dritte Welt-Option. Durch die Transición war Spaniens Ansehen in Lateinamerika sehr gestiegen, und Suárez versuchte, hieraus politische Vorteile zu ziehen. So wurden die Beziehungen weiter intensiviert, obwohl der Vorwurf bestand, daß nur alte Rhetorik fortgesetzt würde, man sie jedoch nicht den neuen Zuständen anpassen würde
.

1981 nahm die Regierung trotz des Widerstandes der linken Parteien Beziehungen zur NATO auf, und erreichte 1982 den Beitritt. 

Die teilweise sehr schleppend verlaufenden Verhandlungen mit der EG, die durch die europäischen Staaten wesentlich erschwert wurden, wurden erst durch die Regierung Felipe González´ erheblich vorangetrieben. Er bediente sich einer neuen Taktik und suchte zuerst einmal ein friedlicheres Verhältnis mit den europäischen Staaten, besonders mit Frankreich.

Neben diesen Verhandlungen wurde gleichzeitig versucht, den spanischen Einfluß in Lateinamerika zu verstärken
. Es befand einen Beitritt zu den europäischen Staaten für unabdingbar, besonders aus wirtschaftlichen Gründen. Andererseits sollten auch die Beziehungen zu Lateinamerika nicht vernachlässigt, ja sogar ausgebaut werden. Sein Bestreben, den europäischen Bündnissen beizutreten, wirkte sich sogar positiv  auf die Beziehungen zu Lateinamerika aus. Diese wurden erheblich vertieft, und gipfelten letztendlich in der Institutionalisierung der Treffen der Staatsoberhäupter der iberischen und lateinamerikanischen Ländern
. Auch sonst zeigte sich Spanien sehr weltoffen, es erweiterte seine Beziehung zu den afrikanischen und sogar den osteuropäischen Ländern.

Man kann sagen, daß es in der Außenpolitik Spaniens immer schon eine dreifache Ausrichtung gab. Dies waren Europa, Lateinamerika und der Mittelmeerraum. Diese drei Achsen waren, egal unter welcher Regierung, immer vorhanden und immer wichtig, da sie aus wichtigen wirtschaftlich und kulturellen, politischen, geographischen und historischen Gründen bestanden. Die Wichtigkeit der jeweiligen Gründe variierte von Zeit zu Zeit, sie bestanden jedoch schon, seit Spanien aus seinem Dornröschen-Schlaf aufwachte, und haben sich seitdem auch kaum verändert. Man kann also nach  einer Analyse des außenpolitischen Handelns Spaniens feststellen, daß auch eine Beziehung zu Lateinamerika immer schon wichtig war, ein Beitritt zu der Europäischen Gemeinschaft jedoch aus wirtschaftlichen und politischen Gründen favorisiert wurde. Diese Gründe waren für das Überleben Spaniens einfach wichtiger.

VII. Die öffentliche Meinung

.Wie weiter oben schon erwähnt, kamen die ersten Diskussionen um die Zugehörigkeit Spaniens am Ende des letzten Jahrhunderts auf, als Spanien sich in einer Identitätskrise befand.  Der wohl wichtigste Satz war immer schon „Espana es diferente“
, also: Spanien ist anders. Dies war schon seit dem 17.Jahrhundert ein traditionelles Leitprinzip, dem das Land auch heute noch folgt. Trotz aller Offenheit für und Einbindung in den europäischen Kontext wird dies doch immer wieder betont. So ist der wirtschaftliche und politische Sonderweg, den das Land unter Franco beschritt, auch nicht weiter verwunderlich. Schon die Intellektuellen der Jahrhundertwende sprachen sich mit Mehrheit für einen eigenständigen Weg der spanischen Kultur aus, die Vertreter Europas befanden sich eindeutig in der Minderheit.

Es ist schwer, die Meinung der Bevölkerung in dieser Phase zu analysieren. Durch die eiserne Pressezensur drangen nur sortierte Meldungen zum Volk durch, das sich so überhaupt kein ganzheitliches Bild der außenpolitischen Situation machen konnte. Franco stellte sich selbst als Retter eines spanischen Volkes dar, das er als Ziel einer internationalen, anti-spanischen Verschwörung durch die Freimaurer, den Kommunismus und den Sozialismus interpretierte. Alle mit der Außenpolitik beschäftigten Beamten saßen in dem gleichen Apparat, durch fehlende diplomatische Beziehungen zum Ausland konnte die Bevölkerung sich gar kein Bild von dem internationalen Geschehen machen, geschweige denn eine Meinung bilden. Die öffentliche Meinung wurde manipuliert, irregeführt und einer ständigen ideologischen Berieselung ausgesetzt, die die konkreten Ziele der Außenpolitik und ihre jeweilige konkrete Durchführung vernebelte
. Außerdem lag in dieser Zeit eine sehr anti-politische Haltung in der Bevölkerung vor, die auch die abwesende Mehrheit“ genannt wurde
. Wie die untenstehende Tabelle zeigt, waren besonders die Jugendlichen sehr apolitisch eingestellt
.

Interesse für die Politik, Umfragen:




Die Bevölkerung hatte sich in der langen Zeit der Isolation und der Unterdrückung einen gewissen „Ethnozentrismus“
 angeeignet. Als jedoch nach der Wende im spanischen Regime 1966 das erste Mal die Bevölkerung nach ihrer Meinung befragt wurde, äußerten sich immerhin schon ein Drittel für einen EG-Beitritt, zwei Drittel blieben allerdings die Antwort schuldig. Schon zwei Jahre später war schon mehr als die Hälfte (58%) der Bevölkerung für einen Beitritt, und im Jahre 1973 wollten dies schon 74% der Spanier. Absolut dagegen waren noch nicht einmal 6% der Bevölkerung
. 




Man kann also feststellen, daß die Spanier zwar in den ersten Jahren der Diktatur überhaupt kein Interesse an der Politik, sich also auch nicht mit Fragen um einen eventuellen EG-Beitritt beschäftigten. Dies liegt zum einen an der starken Informationskontrolle Francos, der seinem Volke überhaupt keine Kriterien für seine Überlegungen bot, zum anderen auch an dem Bewußtsein, daß die öffentliche Meinung sowieso keine Auswirkungen auf das Verhalten des Regimes hatte, also gar nicht gebildet werden mußte. Als die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 1951 gegründet wurde, nahm die Presse kaum Notiz davon. Die politischen Kreise reagierten „mit jener Attitüde der Geringschätzung, die den verletzen Stolz des Außenstehenden zu kaschieren pflegt“
. Von dem Moment an fanden jedoch angeregte Diskussionen um einen Anschluß an Europa statt, und besonders nach den Römischen Verträgen 1957 war die europäischen Integration das Hauptziele der spanischen Außenpolitik

Vom Jahr 1959 an veränderte sich auch das Verhalten der Bevölkerung. Durch die langsame Öffnung des Landes dem Ausland gegenüber, der Aufhebung der Zensur und die Ereignisse in Europa, die nun auch zu den Spaniern durchdrangen, erwachte das politische Bewußtsein der Bevölkerung wieder. Die schon oben erwähnte Begeisterung für einen Beitritt zu der EG wuchs weiter. So schätzten 52% Spanier in insgesamt 7 Umfragen der Kommission der Europäischen Gemeinschaft in den Jahren 1974-1982 eine Mitgliedschaft in der EG als eine „Gute Sache“ ein, nur 6% hielt sie für eine „Schlechte Sache“. Auch mit 48% der positiven Stimmen in Jahr 1983 und 47% im Jahr 1984 bleiben die Ergebnisse relativ ähnlich
. Bei Umfragen „für oder gegen die Vereinigung Westeuropas“ waren zwischen 1975 und 1983 (acht Umfragen) 58% „sehr“ und „etwas dafür“, nur 7% waren „etwas“ oder „sehr dagegen“
. Anfang 1985 waren 65% „sehr“ und „etwas dafür“, Ende 1985 schon 71% und Anfang 1986 77%
. Auch die Stimmen der Enthaltungen wurden immer weniger (1975-1983: 35% Enthaltungen, 1982: 19% Enthaltungen). (Vgl. Anhang)

Man sieht also, daß die große Mehrheit der Spanier schon seit langen für einen Beitritt zur EG plädierte. Schon während der Diktatur, als noch nationale Egozentrik geübt wurde, besonders aber nach der außenpolitischen und wirtschaftlichen Öffnung des Landes wurden die Stimmen im Land nach einem europäischen Konsens laut. Viele Spanier sahen diesen sogar als „natürliche Richtung“
 an, die das Land einschlagen sollte. In diesem Punkt waren sich (im Gegensatz zum NATO-Beitritt 1982) alle Parteien, wirtschaftliche und soziale Organisationen und Institutionen einig. Dies wird auch heute noch ersichtlich. Wenn man betrachtet, wie schnell die Spanier anfingen zu sparen, um die Währungsunion mitmachen zu können, und wie sehr sie sich für europäische Belange einsetzen, wird diese Einstellung mehr als offensichtlich.

VIII.  Wie wichtig ist Lateinamerika ?

Während der Diktatur Francos waren die außenpolitischen und –wirtschaftlichen Aktivitäten gegenüber Lateinamerika (wie auch gegenüber den arabischen Ländern) rein rhetorischer Natur
. Die Beziehung zu den lateinamerikanischen Ländern beruhten immer schon mehr auf kulturellen und sentimentalen, weniger auf wirtschaftlichen oder politischen Grundlagen
. Für eine langfristige politische Orientierung Spaniens bot Lateinamerika jedoch noch nie eine Alternative. Neben den Bemühungen um die Vereinigten Staaten und den Vatikan galten auch diese nur dem Ziel, durch die diplomatische Unterstützung dieser Länder die Resolution der Vereinten Nationen wieder rückgängig zu machen. Dies gelang allerdings erst 1950, als die UNO eine Rückkehr der Botschafter nach Spanien genehmigte. 

Sonst hielt sich Spanien bei lateinamerikanischen Angelegenheiten sehr zurück. Es versuchte, sich bei Unstimmigkeiten neutral zu verhalten. So hielt es sich bei englisch-lateinamerikanischen Streitigkeiten heraus, um sein schlechtes Verhältnis zu Großbritannien nicht noch weiter zu strapazieren. Die einzige Ausnahme war der Konflikt um die Falkland-Inseln, bei dem sich Spaniens Regierung eindeutig zu Argentinien bekannte. Auch bei dem Konflikt zwischen den USA und Kuba hielt sich Spanien zurück, hielt jedoch trotz des Embargos die wirtschaftlichen Kontakte aufrecht.

Auch die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Spanien und Lateinamerika traten im Laufe der Diktatur weit hinter die mit der EWG zurück. Schon 1966 betrug der Im- und Export mit der EWG ungefähr ein Drittel des spanischen Außenhandels insgesamt, also ungefähr doppelt so viel wie mit den lateinamerikanischen Ländern. Im Jahre 1971 betrug der Import Spaniens aus der EWG schon fast viermal so viel.

Außenhandel Spaniens 1966:




Spanischer Import 1971:



Quelle: L.Gámir: El Comercio Exterior de Espana, S.32/335, in: Cuadernos de Moneda y Crédito, Band XII, Madrid 1973

Kurz vor dem EG-Beitritt Spaniens gingen die Tendenzen immer weiter in diese Richtung. So gingen die Exporte in die lateinamerikanischen Länder zurück (1981: 10,5%, 1985: 5.9%), der Import blieb jedoch fast gleich (1982: 12%, 1985: 11,5%)
.
Da Spanien das Verbindungsland zwischen Europa und Lateinamerika ist, sind seit dem Beitritt zur EG auch vermehrte Bemühungen um Lateinamerika festzustellen. Denn nach seiner eigenen Demokratisierung mußte Spanien auch sein Verhältnis zu Lateinamerika in den neuen Kontext setzen. So kümmerte sich Spanien um eine Unterstützung der (Re)Demokatisierung in den einzelnen Ländern, baute die Zusammenarbeit in Technik und Forschung aus und bemühte sich vermehrt um kulturellen und schulischen Austausch. Auch gibt es eigentlich erst ab diesem Zeitpunkt mehr wirtschaftliche Kooperation. Die europäischen Hilfsabkommen mit Lateinamerika zum Beispiel wurden hauptsächlich durch Spanien initialisiert
. Als Zeichen der Neudefinition wurde das bereits vorhandene Institut für Hispanoamerikanische Kultur von dem Institut für Iberoromanische Kooperation ersetzt. Mit Argentinien, Mexiko, Venezuela, Chile, Brasilien und Kolumbien unterzeichnete Spanien Freundschafts- und Zusammenarbeitsverträge, ist ein Mitglied von CEPAL, hat einen permanenten Beobachter-Status in der OAS und im Anden-Pakt ALADI
.

IX. Schlußwort

Ein Versuch der Beantwortung der Frage, ob die Identität Spaniens sich eher in Richtung von Lateinamerika oder von Europa bewegt, oder ob das Land eine Autarkie vorzieht, hat in dieser Arbeit stattgefunden. 

Es wurde festgestellt, daß in Spanien eine traditionelle Isolierung vorhanden ist, die sich schon im 17.Jahrhundert etablierte. Nach dem Verlust des Kolonialreiches am Ende des 19. Jahrhunderts und unter der Diktatur von Primo de Rivera wurden die autarkistischen Tendenzen institutionalisiert. Francisco Franco, der Spanien ab 1939 als Diktator regierte, entschied sich zunächst für eine vollkommene Autarkie. Durch hohe Schutzzölle wurde das Land wirtschaftlich von allen möglichen Handelspartnern isoliert. Nach dem Zweiten Weltkrieg, als sich die ersten westlichen Bündnisse wie die UNO und die EGKS bildeten, blieb Spanien ein Beitritt verwehrt.  Es wurde aufgrund seines autoritären Regimes geächtet, nach dem UNO-Beschluß von 1946 unterbrachen alle europäischen Länder ihre diplomatischen Beziehungen zu der Franco-Regierung. Erst durch seine strategisch günstige Lage im Kalten Krieg fand Spanien durch ein wirtschaftliches Abkommen mit den USA einen Weg in die westlichen Allianzen. Ohne dieses Wirtschaftsabkommen wäre das Land, das sich so lange von der Industrialisierung ferngehalten hatte, nie fähig gewesen, seine katastrophale Wirtschaftslage zu retten. Die Entscheidung für Europa wurde gleich nach dem Regierungswechsel von 1959 getroffen, der gleichzeitig eine Liberalisierung des Außenhandels, die Industrialisierung der Wirtschaft und den Einzug der Freien Marktwirtschaft bedeutete. Von diesem Moment an bemühte sich Spanien um eine Assoziation mit den europäischen Staaten, was letztendlich durch ein Präferenzabkommen im Jahre 1970 und dem Beitritt zur EG 1986 besiegelt wurde. 

Bei der Betrachtung der Gründe für einen Anschluß an Europa findet man vor allem wirtschaftliche. Der Handel mit den EG-Ländern betrug ein Drittel des gesamte spanischen Außenhandels. Wären diese Einkünfte durch eine anderweitige Orientierung fortgefallen, hätte Spanien seine Wirtschaft, die erst nach vielen Jahren wieder das Niveau von vor dem Zweiten Weltkrieg erreichte, niemals sanieren können. Diese Überlegungen fanden jedoch auch auf anderen Ebenen statt, wie zum Beispiel auf der politischen und auf der personellen. Franco, der sich immer einen weiten Entscheidungsspielraum in außenpolitischen Angelegenheiten vorbehielt, war eine internationale Anerkennung seines Regimes überaus wichtig. So war er auch bereit, seine Regierung im Laufe der Jahre so weit zu liberalisieren, bis ein Beitritt zur EG möglich wurde. Sein Volk war in der Anfangsphase der Diktatur noch vollkommen unpolitisch und meinungslos, dies wurde auch durch die ausgesprochen starke Zensur der Presse bewirkt. Während der fortschreitenden Liberalisierung jedoch wurden immer mehr Stimmen für Europa laut, die Spanier fühlten sich als Europäer und wollten auf einen europäischen Konsens nicht verzichten. 

Im Gegensatz dazu waren die Beziehungen mit Lateinamerika weit weniger wichtig. Wirtschaftlich spielten sie nur in den Jahren der völligen Isolation eine Rolle, da Argentinien zu dieser Zeit als einziger Handelspartner bestehen blieb.  Und obwohl zu Anfang des Jahrhunderts die Meinungen noch sehr zwischen den Vertretern der „Hispanität“, die eine Assoziation mit den ehemaligen Kolonien forderten, und den Europäisten auseinandergingen, blieb aufgrund der Entwicklungen in der Welt nur die europäische Alternative bestehen. Spanien versucht jedoch, die Beziehungen zu Lateinamerika, die früher nur rein rhetorischer Natur waren, zu erweitern. So sollen historische, kulturelle und persönliche Verbindungen betont werden.

Abschließend läßt sich sagen, daß in Spanien eine Heterogenität zwischen alten Traditionen und der Aufgeschlossenheit Neuem gegenüber vorherrscht. Schon in den ersten Diskussionen  um die spanische Identität am Ende des letzten Jahrhunderts zeigen sich diese beiden Grundtendenzen, die eigentlich kaum vereinbar sind. Die Spanier haben es jedoch geschafft, trotz ihres Anschlusses an und ihre sehr aktive Haltung in Europa immer wieder ihre Andersartigkeit zu betonen und auszuleben. So vereinen sie ihren Wunsch nach einer eigenen Identität auf angenehme Weise mit der Betonung der Gemeinsamkeiten mit Europa. Die Spanier haben ihren Weg gefunden.
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Tabelle1

				Ja in %		Nein in %		Ohne Antw. in %

		I.O.P., 1966		33		7		60

		I.O.P., 1968		58		9		33

		I.O.P., 1972		72		7		21

		I.O.P., 1973		74		5		21
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Tabelle1

				Junge Männer		Junge Männer				Junge Männer 1970

				1960		1968		ländl.Bevölk.		arbeitende B.		Studenten

		Viel		6		4		3		6		11

		Mäßig		15		15		8		12		28

		Wenig		27		30		21		28		32

		Gar Nicht		49		48		64		52		27
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Tabelle1

				Export		Import		Export in %		Import in %

		U.S.A.		147		609		12.06		17.35

		C.E.E.		420		1,345		34.48		38.33

		E.F.T.A.		250		620		20.52		17.67

		Iberoamérica		215		38.33		17.65		9.26
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Tabelle1

		C.E.E.		E.F.T.A.		C.O.M.E.C.O.N.		U.S.A.		Iberoamérica

		113,596		54,901		4.406		54,000		28,782		Millionen Peseten

		32.7		15.8		1.3		15.5		8.3		%

		3.9		14.8		4.8		13.9		3.7		Entwicklung 1970-71 in %






